Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/4582 


Abschrift 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 10. Juli 1969 


An den Vorsitzenden 

des Vermittlungsausschusses des Deutschen Bundestages 
und des Bundesrates 

Herrn Ministerpräsident Dr. h. c. Zinn 
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Drucksache V/4582 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz über technische Assistenten in der Medizin (MTA-G) 


1. Zu § 2 

In Nr. 3 ist das Wort „zweieinhalbjährigen" zu 
ersetzen durch das Wort „zweijährigen". 

Begründung 

Bei einer Teilung des bisherigen Berufes der 
med.-techn. Assistentin in die selbständigen Be- 
rufe der med.-techn. Laborassistentin und der 
med.-techn. Radiologieassistentin erscheint eine 
Ausbildung mit einem zweijährigen Lehrgang 
für jede der genannten Fachrichtungen fachlich 
ausreichend. Schon für den bisherigen Beruf der 
med.-techn. Assistentin (Vollassistentin) betrug 
die Ausbildung einschließlich Praktikum lediglich 
zweieinhalb Jahre. Die vom Bundestag beschlos- 
sene Fassung läuft der in der gesamten Bildungs- 
politik festzustellenden Tendenz, die Ausbildung 
zu straffen, zuwider. Sie steht aber auch in 
Widerspruch zum öffentlichen Gesundheitsinter- 
esse, denn sie trägt dazu bei, den großen Man- 
gel an befähigten Fachkräften beider Richtungen 
noch weiter zu vergrößern, da die ohnehin zu 
wenigen Ausbildungsplätze dadurch noch knap- 
per werden würden. 

Als Folge ist in § 8 Satz 2 das Wort „zwei- 
einhalbjährigen" zu ersetzen durch das Wort 
„zweijährigen". 

2. Zu § 10 

a) Der Text des § 10 wird Absatz 1 und ist ein- 
gangs wie folgt zu fassen: 

„(1) § 9 Abs. 1 und 2 findet keine An- 
wendung auf . . 

ferner ist an § 10 folgender Absatz 2 anzu- 
fügen: 

„(2) Für die in Absatz 1 Nr. 5 genannten 
Personen gilt § 9 Abs. 3 entsprechend." 

Begründung 

Die Änderung ist infolge der Einfügung des 
Absatzes 3 in § 9 erforderlich. Dieses Verbot 
muß auch für die in § 10 Nrn. 3 und 4 ge- 
nannten Personen gelten. Es sollte weiterhin 
auch auf die in § 10 Nr. 5 genannten Personen 
erstreckt werden, weil deren Ausbildungs- 
und Wissenstand in diesem Fachgebiet in der 
Regel geringer sein wird als bei den von dem 
Verbot des § 9 Abs. 3 betroffenen Personen. 

b) In § 10 ist Nr. 1 wie folgt zu fassen: 

„1. Personen, die auf Grund einer abge- 
schlossenen Hochschulbildung über die 


erforderlichen Fachkenntnisse zur Aus- 
übung der genannten Tätigkeiten ver- 
fügen, sowie Zahnärzte, die die Bestal- 
lung gemäß §§ 8 bis 10 des Gesetzes über 
die Ausübung der Zahnheilkunde erhal- 
ten haben," 


Begründung 

Durch die Fassung des § 10 Nr. 1 könnten 
diejenigen Zahnärzte, die nach §§ 8 bis 
10 Zahnheilkundegesetz eine Bestallung 
erhalten haben, selbst keine Röntgenauf- 
nahmen mehr vornehmen oder durch Per- 
sonen nach § 10 Nr. 6 vornehmen lassen. 
Eine solche Tätigkeit ist aber Wesens- 
bestandteil des zahnärztlichen Berufs. 
Die durch das Zahnheilkundegesetz be- 
wirkte Gleichstellung der staatlich aner- 
kannten Dentisten mit den akademisch 
gebildeten Zahnärzten würde dadurch 
ohne sachliches Bedürfnis eingeschränkt 
werden. 


3. Zu § 13 

Nach § 13 ist folgender § 13 a einzufügen: 

„§ 13 a 

Auf Personen, die im Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens dieses Gesetzes als medizinisch-techni- 
sche Assistenten oder Assistentinnen Arbeiten 
im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 3 oder 4 des Ge- 
setzes über die Ausübung des Berufs der medizi- 
nisch-technischen Assistentin vom 21. Dezember 
1958 (Bundesgesetzbl. I S. 981), geändert durch 
Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Aus- 
übung des Berufs der medizinisch-technischen 
Assitentin vom 18. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1011) in selbständiger Berufstätigkeit regel- 
mäßig ausgeführt haben, findet § 9 Abs. 3 keine 
Anwendung." 

Begründung 

§ 9 Abs. 3 in der vom Bundestag beschlossenen 
Fassung würde ohne die vorstehende Ubergangs- 
vorschrift dazu führen, daß selbständige Labor- 
institute, die nach § 11 Abs. 2 des bisherigen 
Gesetzes zulässig waren, mit Inkrafttreten des 
Gesetzes geschlossen werden müßten, wenn sie 
nicht einer ärztlichen Leitung unterstellt werden. 
Aus rechtlichen Gründen erscheint die Ein- 
fügung einer Besitzstandsklausel notwendig. 
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